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Für Außenpolitik-Afficionados ist ein 
20 Seiten langes Interview mit dem 
amtierenden Präsidenten der Verei-
nigten Staaten von Amerika über des-
sen Konzeption und Verständnis von 
Außenpolitik, wie es Jeffrey Goldberg 
in The Atlantic veröffentlicht hat, ein 
seltener und köstlicher Genuss.1 Von 
diesem raren Einblick in seiner gan-
zen herrlichen philosophischen Kom-
plexität werden wir noch Monate, 
wenn nicht Jahre zehren.

Die Debatte, die dieses Interview 
in Washingtons außenpolitischer 
Community ausgelöst hat, reduzierte 
sich allerdings schnell auf einen As-
pekt, der zur Gretchenfrage der Au-
ßenpolitik Obamas geworden ist: Lag 
der Präsident richtig oder falsch, als 
er sich gegen eine militärische Inter-
vention in Syrien entschied?

Diese Frage hat allerdings einen 
Haken: Die USA haben sehr wohl in 
Syrien interveniert.

Die politische Doktrin des Prä-
sidenten rät ganz klar von jeglicher 
Einmischung in die Bürgerkriege des 
Nahen Ostens ab. Und dennoch hat 
Obama einige eher halbherzige Maß-
nahmen ergriffen, die in ihrer Ge-
samtheit zu nichts Anderem geführt 
haben als einem deutlichen Engage-
ment der USA in Syrien. Das hat wie-
derum Gegenreaktionen des Iran und 
Russlands hervorgerufen, und diese 
Gegenreaktionen bergen nun die Ge-
fahr, die USA immer tiefer in den sy-
rischen Bürgerkrieg hineinzuziehen. 
Mit anderen Worten: Obama hat seine 
eigene Doktrin kompromittiert.

Klar wird, dass die politische Phi-
losophie eines Präsidenten nicht be-
langlos ist. Klar wird aber auch, dass 
die enorm polarisierte amerikanische 
Innenpolitik, der Druck des Regie-
rungsapparats, das vom Präsidenten 
spöttisch als „Washington-Playbook“ 
betitelte Set an Standard antworten 

Jeremy Shapiro | Nun haben wir es in großer Ausführlichkeit schwarz auf 
weiß: US-Präsident Barack Obama lässt sich in der Außenpolitik von in 
sich schlüssigen Gedankengebäuden leiten. Doch die im Interview mit The 
Atlantic skizzierte Obama-Doktrin hat einen kleinen Schönheitsfehler: Der 
Präsident hält sich selbst nicht daran, zumindest im Fall Syrien.

Per Salami-Taktik in den Sumpf
US-Präsident Barack Obama hat in Syrien seine eigene Doktrin untergraben

1 Jeffrey Goldberg: The Obama Doctrine. The U.S. president talks through his hardest decisi-
ons about America’s role in the world, The Atlantic, April 2016. D
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Per Salami-Taktik in den Sumpf

Eine umfassende 

Begründung meister-

licher Untätigkeit

auf internationale Krisen nicht ohne 
Wirkung auf die Außenpolitik eines 
Präsidenten bleiben.

Die Lehre, die sich aus der ver-
korksten amerikanischen Syrien-Po-
litik ziehen lässt, ist nicht, dass ame-
rikanische Untätigkeit zu Chaos ge-
führt oder dass eine Einmischung 
eine schlechte Situation noch ver-
schlechtert hat. Vielmehr drängt sich 
die Erkenntnis auf, dass die Politikfa-
brik am Potomac dazu neigt, eine in-
kohärente Außenpolitik zu produzie-
ren, die niemanden zufriedenstellt – 
gleich, was der Präsident denkt.

Endloses Klagen

Über die Tatsache einer US-Interven-
tion in Syrien lässt sich nicht wirk-
lich streiten – trotz der endlosen Kla-
gen ob der angeblichen Untätigkeit 
Washingtons. Würde Russlands Prä-
sident Wladimir Putin Milizen unter-
stützen, die im pazifischen Nordwes-
ten agieren und die amerikanische 
Regierung stürzen wollten, dann gäbe 
es keine große Diskussion, ob dies als 
Intervention aufgefasst werden sollte 
oder nicht. Man würde ein solches 
Handeln ganz richtig als Kriegsakt 
verstehen.

Man kann darüber streiten, ob 
das Ausmaß der amerikanischen In-
tervention in Syrien zu klein oder zu 
groß war und ist oder ob sie gut oder 
schlecht ausgeführt wurde. Man kann 
sich nicht darüber streiten, ob es sie 
gegeben hat.

Fairerweise sei erwähnt, dass 
nicht nur Obamas Kritiker diesen 
Punkt ausblenden – der Präsident 
tut dies auch. Im The Atlantic-Inter-
view skizziert Obama eine umfassen-
de Philosophie der Nichteinmischung 
in Bürgerkriege des Nahen und Mitt-
leren Ostens. Ganz offensichtlich ver-

sucht er damit eine schlüssige Ant-
wort auf den Vorwurf der Untätig-
keit in Syrien zu geben. 

Dabei argumentiert er, dass eine 
Einmischung in Syrien nur dazu ge-
führt hätte, dass sich die USA in ei-
nem weiteren nahöstlichen Sumpf 
festgefahren hätten und Amerikas 
Macht ausgehöhlt worden wäre – ohne 
zugleich Stabilität herzu-
stellen. Mit gutem Grund 
weist er die Kritik der 
Washingtoner außenpo-
litischen Community zu-
rück, dass ein Versäumnis, 
in Syrien einzugreifen, die Glaubwür-
digkeit der USA beschädigt und deren 
Gegnern Auftrieb gegeben hätte.

Aber die Tatsache, dass er tat-
sächlich interveniert hat, erwähnt er 
kaum. Und so erscheint seine Philoso-
phie losgelöst von der wirklichen Po-
litik seiner Regierung. Wenn es sich 
nicht lohnt, sich in den syrischen Bür-
gerkrieg einzumischen – weil, wie der 
Präsident im August 2014 erläuterte, 
Apotheker, Ärzte und Bibliothekare 
niemals eine professionelle, von Russ-
land und dem Iran unterstützte Ar-
mee besiegen könnten –, warum un-
terstützen die Vereinigten Staaten 
dann eben jene Ärzte und Bibliothe-
kare, um genau das zu erreichen?

Obama hat es sich schon seit eini-
ger Zeit zur Gewohnheit gemacht, ei-
nen umfassenden Ansatz meisterli-
cher Untätigkeit in Syrien zu entwi-
ckeln, um sich dann gegen die eigene 
Strategie abzusichern. So kam im Sep-
tember 2015 heraus, dass das ameri-
kanische Ausbildungs- und Ausrüs-
tungsprogramm („train and equip“) 
nur eine Handvoll kampftauglicher 
syrischer Rebellen hervorgebracht 
hat. Nach dem Beginn der russischen 
Luftschläge im gleichen Monat aber 



 IP • Mai / Juni 201670

US-Außenpolitik

stellte sich laut Wall Street Journal 
 heraus, dass russische Piloten es doch 
geschafft hätten, „mehr als genug von 
der CIA unterstützte Rebellen zum 
Bombardieren“ zu finden.

In Washington blieb das Aus-
maß der amerikanischen Interventi-
on in Syrien weitgehend unbemerkt. 
Aber definitiv nicht in Moskau – auch 
wenn es nicht zu den Stärken der rus-
sischen Regierung gehört, zwischen 
US-Interventionen und Interventi-
onen von US-Verbündeten wie zum 
Beispiel Saudi-Arabien, Katar und der 
Türkei zu unterscheiden.

Als das Assad-Regime im vergan-
genen Sommer wegen des Vordrin-
gens der Rebellengruppen am Rand 
der Niederlage stand, taten Russ-
land (und der Iran) genau das, was 
nach Obamas eigener Analyse eintre-
ten würde: Sie eskalierten ihrerseits, 
und Russland begann Luftschläge mit 
dem Ziel, einen weiteren, von den 
USA unterstützten Regimewechsel 
im Nahen Osten zu verhindern.

In diesem Zusammenhang ist es 
sinnlos, endlos darüber zu debat-
tieren, ob die USA in Syrien hätten 
intervenieren sollen. Sie haben in-
terveniert. Die wichtigere Frage ist, 
wa rum der Präsident nicht den Mut 
aufbringen konnte, nach seinen eige-
nen Überzeugungen zu handeln. Wa-
rum hat er durchgängig halbherzige 
Maßnahmen in Syrien ergriffen, die 
keiner der besten Politikempfehlun-
gen entsprachen und nicht einmal – 
nimmt man den Artikel in The Atlan-
tic als Bewertungsgrundlage – seiner 
eigenen?

Das schmutzige kleine Geheimnis

Die Antwort darauf macht deutlich, 
wie schwierig es ist, in Washington 
eine in sich schlüssige außenpoliti-
sche Philosophie zu verfolgen. Das 
schmutzige kleine Geheimnis der 
US-Präsidentschaft lautet, dass sie 
schlicht nicht so mächtig ist, wie sie 
scheint – noch nicht einmal in außen-
politischen Angelegenheiten.

Bild nur in  
Printausgabe verfügbar
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Mehr militärische 

Macht als strate- 

gischer Verstand

Der Hauptgrund ist, dass ein ame-
rikanischer Präsident – im Unter-
schied zu vielen anderen Staats- und 
Regierungschefs – nicht einfach zuge-
ben kann, dass die USA bei einem die 
Schlagzeilen dominierenden, dringen-
den internationalen Problem nichts 
tun können. Schließlich sind die Ver-
einigten Staaten eine „Can do“-Nati-
on mit mehr militärischer Macht als 
strategischem Verstand. Dieser Ta-
tendrang hat die USA zum reichsten 
und mächtigsten Land der Erde ge-
macht, sie aber zugleich in eine Men-
ge dummer Kriege verstrickt.

Das „Washington-Playbook“ hält 
eine Liste vorgefertigter Lösungen 
für solche Situationen bereit, von de-
nen sich die meisten auf die beträcht-
lichen militärischen Kapazitäten der 
USA stützen. Sie reichen von Waf-
fenlieferungen über die Ausbildung 
 lokaler Armeen bis hin zum bloßen 
Erzwingen von Frieden durch die 
Anwendung weit überlegener Ge-
walt. Bloßes Danebenstehen ist nicht 
vorgesehen.

Der politischen Philosophie des 
Präsidenten zufolge ergab keine die-
ser Vorgaben im Fall Syriens viel Sinn. 
Aber für jede Option gab es ein Bei-
spiel eines angeblichen Erfolgs, jede 
hatte Anhänger unter den ewig opti-
mistischen Befürwortern des Einsat-
zes militärischer Gewalt in Washing-
tons Thinktanks, und jede fand ei-
nen Widerhall in den Medien. Nicht 
zu vergessen: Im Vergleich zur Option 
bloßen Nichtstuns schien jede dieser 
Lösungen einen geradezu unschlagba-
ren rhetorischen Vorteil zu haben.

Wenn derlei Ideen und Optionen 
die Schlagzeilen dominieren, ist es 
einem Präsidenten politisch unmög-
lich,  zuzugeben, dass er machtlos 
ist. Nicht nur, weil es recht unschön 

ist, wenn der amerikanische Präsi-
dent jeden Tag von verbündeten Re-
gierungschefs, von Oppositionspoli-
tikern oder in den Medien zu hören 
bekommt, dass er schwach 
und nutzlos sei. Solche 
Schlagzeilen tragen au-
ßerdem dazu bei, die Po-
pularität eines Präsiden-
ten auszuhöhlen, und sie 
beeinträchtigen dessen Vermögen, 
andere politische Vorhaben durch-
zusetzen.

Noch schwieriger wird das Gan-
ze, wenn Meinungsverschiedenheiten 
innerhalb der Regierung in die Pres-
se durchsickern und der Vorstellung 
Nahrung liefern, dass das eigentliche 
Problem ein Mangel an Entschlossen-
heit oder Entscheidungsfreude des 
Präsidenten selbst sei.

Das erklärt auch, warum der po-
litische Druck auf Präsident Obama, 
„etwas zu tun“, mit jeder neuen Es-
kalationsstufe der Syrien-Krise stieg: 
Nachdem das Assad-Regime 2011 an-
fing, auf friedliche Demonstranten 
zu schießen; nach dem Beginn seiner 
brutalen Luftkampagne gegen syri-
sche Rebellen 2012; mit dem Einsatz 
chemischer Waffen in den Vororten 
von Damaskus 2013; mit der Erobe-
rung Mosuls durch den Islamischen 
Staat 2014 und schließlich mit der In-
tervention der Russen 2015.

Halbes Entgegenkommen

In jeder dieser Eskalationsstufen hat 
Obama gleich reagiert: Er versuch-
te, dem damit wachsenden Druck, 
„etwas zu tun“, halbwegs zu begeg-
nen und gleichzeitig seiner Philoso-
phie treu zu bleiben und eine US-In-
tervention auf ein Minimum zu be-
schränken. Ich habe diese Praxis ein-
mal etwas herb „salami-slicing the 
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Eine Philosophie zu 

haben, heißt nicht, 

sich durchzusetzen

baby“ genannt: Stück für Stück fiel 
Obamas geliebte Doktrin der eigenen 
Salami-Taktik zum Opfer. Oder wie 
ein amerikanischer Regierungsan-

gehöriger es während der 
Zeit formulierte, als die 
Obama-Regierung nach 
einer Antwort auf die 
 syrischen Chemiewaffen-
attacken vom September 

2013 suchte: Sie sollte „gerade mus-
kulös genug sein, um nicht Gegen-
stand von Spott zu werden.“

Am offensichtlichsten trat dieser 
Ansatz in der Reaktion des Weißen 
Hauses auf die Enthüllung vom Sep-
tember 2015 zutage, dass die „Train 
and equip“-Mission des amerikani-
schen Militärs ein kompletter Reinfall 
war. Mit dieser Mission hätten jähr-
lich 5400 syrische Oppositionskämp-
fer ausgebildet werden sollen. Im ers-
ten Jahr waren es jedoch gerade vier 
oder fünf. Josh Earnest, Pressechef 
des Weißen Hauses, erklärte nach die-
sen Enthüllungen, dass der Präsident 
dieses Programm ja nie unterstützt 
habe. Im Gegenteil habe es doch nur 
dazu gedient, die Kritiker von Oba-
mas Syrien-Politik zu beschwichti-
gen. „Viele unserer Kritiker hatten 
diese Option immer als Allheilmittel 
für alle politischen Probleme in Sy-
rien angepriesen“, so Earnest. „Die-
se Regierung hat nie daran geglaubt; 
es sind unsere Kritiker, die jetzt Rede 
und Antwort stehen müssen.“

Langsame Rutschpartie

Das Resultat dieser Salami-Taktik ist, 
dass sich die USA langsam, aber si-
cher immer tiefer in den syrischen 
Bürgerkrieg verstrickt haben. Sollte 

die gegenwärtige Waffenruhe nicht 
halten, dann werden die USA noch 
tiefer im syrischen Sumpf versinken 
und zwar auch unter einem Präsi-
denten, der vielleicht nicht so philo-
sophisch veranlagt ist.

Das heißt: In der amerikanischen 
Syrien-Politik ging es nicht um einen 
Präsidenten, der, geleitet und inspi-
riert von einer Politik der Zurückhal-
tung, abseits stand, obwohl er auch 
hätte handeln können. Es geht im Ge-
genteil um einen Präsidenten, der sich 
wegen innenpolitischer Gegebenhei-
ten und aufgrund überoptimistischer 
Pläne zu interventionistischen Halb-
maßnahmen drängen ließ, an die er 
selbst nicht geglaubt hat und die nie-
manden zufriedengestellt haben.

Die Lehre ist also, dass sich sogar 
ein amerikanischer Präsident, der nur 
zu genau verstanden hat, dass das 
„Washington-Playbook“ immer wie-
der unkluge Militärinterventionen 
vorsieht, sich doch immer wieder ge-
zwungen sieht, seine eigene Politik 
zu kompromittieren. Eine außenpoli-
tische Doktrin ist toll, und ein Arti-
kel in The Atlantic, der diese so genau 
beschreibt, sogar noch toller. 

Aber nur, weil ein Präsident eine 
Philosophie hat, heißt das nicht, dass 
er sie in die Tat umsetzen kann.

Jeremy Shapiro
ist Research Director 
des European Council 
on Foreign Relations 
(ECFR) in London.


